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den ÖGB nach dem Industriegruppen-
prinzip aufzubauen. Er wurde zwar im
wesentlichen nach dem Prinzip der In-
dustriegewerkschaften gebildet, daneben
fand jedoch auch jenes der Berufsorga-
nisation oder jenes der Organisations -
zugehörigkeit nach dem Dienstgeber
Anwendung. Solche Ausnahmen stellten
z.B. die Angestellten, die Gemeinde -
bediensteten usw. dar. Es müsse das Ziel
der kommunistischen Bestrebungen
sein: „ein Betrieb – eine Gewerkschaft,
und Zusammenfassung nur in Industrie-
gruppenorganisationen“, umriss Otto
Horn die Position der KPÖ.10

Für eine klassen-
orientierte Politik

Die Arbeit in den Betrieben und Ge-
werkschaften spielte in Selbstverständnis
und Strategie der KPÖ als ArbeiterInnen-
partei eine zentrale Rolle. Für die KPÖ
war der ÖGB die wichtigste proletarische
Massenorganisation und das Hauptvehi-
kel zur Verwirklichung der von ihr ange-
strebten Aktionseinheit der ArbeiterIn-
nenklasse. In ihren Augen sollte der Ge-
werkschaftsbund ein Kampf instrument
zur Durchsetzung der Klasseninteressen
der ArbeiterInnen und Angestellten sein.
Die KPÖ konnte sich in ihrer Politik auf
vom ÖGB selbst herausgegebene Forde-
rungskataloge stützen, die zwar gemein-
sam beschlossen wurden, um deren Um-
setzung jedoch kein entschlossener
Kampf aufgenommen wurde, z.B. auf das
Forderungsprogramm des Gewerk-
schaftsbundes, das am 7. Dezember 1945
in einer Wiener Betriebsräte- und Ver-
trauenspersonenversammlung im Großen
Musikvereinssaal bestätigt worden war.
Hierin fanden sich all jene Punkte, die
auch im Mittelpunkt der sozial -
ökonomischen Politik der KPÖ standen,
z.B. die Forderungen nach Verstaatli-
chung der Schlüssel industrien, nach einer
Bodenreform, nach einer fortschrittlichen
Sozialgesetzgebung, betrieblicher Mit -
bestimmung und einem demokratischen
Betriebsrätegesetz, einem für alle wirt-

1945 in der Wiener Arbeiterkammer, an
der seitens der KPÖ Johann Koplenig,
Franz Honner und Gottlieb Fiala teilnah-
men, brachte eine Einigung über Aufbau
und Funktionsverteilungen im ÖGB.5

Nach Anerkennung des ÖGB durch die
sowjetische Besatzungsmacht wurde in
der Sitzung der provisorischen ÖGB-Lei-
tung am 30. April 1945 ein Präsidium aus
drei Vorsitzenden gebildet, darunter Fiala
als 1. Vizepräsident, sowie ein provisori-
scher Bundesvorstand, bestehend aus
dem Präsidium, Vertretern der Industrie-
gruppen und je zwei Parteienvertretern
von KPÖ und ÖVP. Sechs der insgesamt
27 Mitglieder dieses provisorischen Bun-
desvorstands waren Kommunisten.6

Die Gründung des ÖGB als überpartei-
liche Einheitsgewerkschaft wurde von
der KPÖ als „Krönung des in den breiten
Massen der Arbeiter und Angestellten
tief verwurzelten Strebens nach gewerk-
schaftlicher Einheit“ betrachtet.7 Neben
der Zentralstelle für die Wiederrichtung

des österreichischen Sports (ZÖS), die
bereits Ende 1945 ihre Tätigkeit einstel-
len musste, und der Volkssolidarität, der
zentralen Hilfsorganisation für politische
Opfer des Nationalsozialismus, die 1946
auf Betreiben der SPÖ aufgelöst wurde,
stellte der ÖGB den einzigen Erfolg der
kommunistischen Bemühungen um ein-
heitliche Massenorganisationen dar.
Überparteiliche Jugend- und Frauen -
organisationen scheiterten ebenso am
Widerstand des Parteivorstands der SPÖ
wie solche im Bereich der MieterInnen,
SozialrentnerInnen usw. Die KPÖ bean-
spruchte für sich das Verdienst, die Initia-
tive zur Schaffung von Gewerkschaften
als einheitliche Organisationen der
 ArbeiterInnenschaft ergriffen zu haben.8

So berichtet Fiala von Bestrebungen der
„rechten Sozialisten“ in der zweiten
Aprilhälfte, um jeden Preis die Freien

Gewerkschaften der Ersten Republik,
 also sozialdemokratische Richtungsge-
werkschaften, wiederaufleben zu lassen.9

Nicht vollständig Rechnung getragen
wurde der kommunistischen Forderung,

D
ie Formierung eines einheitlichen
Gewerkschaftsbundes nach der
Befreiung Österreichs vom Hit-

lerfaschismus wurde von der KPÖ als
großer Fortschritt angesehen. Die Ableh-
nung von Richtungsgewerkschaften der
Ersten Republik lag auch ganz auf der
Linie der in den Jahren des Exils ent-
wickelten Nachkriegskonzeptionen: So
trat die Partei in ihrem im Juni 1944 for-
mulierten Manifest „Die Wiedergeburt
Österreichs“ für einheitliche demokra -
tische Massenorganisationen ein, allen
voran für „einheitliche  Gewerkschaften“
als Voraussetzung für die „Einheit der
Arbeiterklasse“.1 Die Option einer Poli-
tik der „Roten Gewerkschaftsopposi -
tion“ (RGO) wie in den Jahren bis
1933/34 spielte in den Exilkonzeptionen
der KPÖ keinerlei Rolle. Vielmehr wurde
in Anknüpfung an die Erfahrungen der
geeinten illegalen Gewerkschaftsbe -
wegung in den Jahren der austrofaschis -
tischen Diktatur und des gemeinsamen
Kampfes gegen den Hitlerfaschismus
darauf orientiert, die Zersplitterung der
österreichischen Gewerkschaftsbewe-
gung zu überwinden.

Gründung des ÖGB

Dahingehend setzten sich die Kommu-
nisten auch in den Vorbesprechungen zur
Gründung des Gewerkschaftsbundes ein.
Erste Sondierungen fanden zunächst im
privaten Rahmen im Kreise von Sozial-
demokraten statt. Am 13. April 1945
wurden zu den Beratungen in der Woh-
nung von Josef Battisti auch Kommunis -
ten und Christlichsoziale beigezogen.
Hier wurde auf Vorschlag Johann Böhms
(SPÖ) ein vorbereitender Ausschuss ein-
gesetzt.2 Gottlieb Fiala, der im Auftrag
der KPÖ an diesen Besprechungen teil-
nahm, bilanzierte die nachfolgenden Ge-
spräche, die am 15. und 18. April im Di-
rektionsgebäude der Westbahn stattfan-
den,3 als „außerordentlich schwierig“.4

Erst eine auf Initiative der KPÖ einberu-
fene außerordentliche Parteienbespre-
chung von SPÖ und KPÖ am 28. April
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schaftlichen Bereiche zuständigen Wirt-
schaftsministerium unter Führung eines
Gewerkschafters, einer planmäßigen Pro-
duktion und Verteilung der Güter ange-
sichts der wirtschaftlichen Notlage jener
Jahre, nach einer Verbesserung der
Ernährungslage und Hebung des Lebens-
standards der ArbeiterInnenschaft usw.11

Nach der Befreiung wurde aber keine
den kommunistischen Vorstellungen ent-
sprechende volksdemokratische Ent-
wicklung eingeleitet, sondern die Res -
tauration kapitalistischer Verhältnisse.
Die Politik der KPÖ stand so ab 1946
ganz im Zeichen der Kritik an der Regie-
rung Figl-Schärf, ihrer einseitigen West -
orientierung und der Abwälzung der
 Kosten des Wiederaufbaus auf die arbei-
tende Bevölkerung. Vor dem Hinter-
grund der katastrophalen Ernährungs-
und Wirtschaftslage beteiligten sich
KommunistInnen führend an den Hun-
gerdemonstrationen und so genannten
„Kalorienstreiks“. Nach dem Austritt aus
der Regierung im November 1947 kon-
zentrierte sich die KPÖ ganz auf außer-
parlamentarische Aktivitäten und konnte
sich in diesen sozialen Kämpfen als
 Oppositionspartei profilieren. Sie war
die Hauptkraft sozialökonomischer Mas-
senbewegungen gegen die Lohn-Preis-
Pakte der Bundesregierung und stand an
der Spitze von Teilstreiks und Lohn -
bewegungen, die sie zu einer einheit -
lichen Aktion zu steigern versuchte. Ab
1948 stand die Bewegung für eine 25%-
ige Lohnerhöhung im Mittelpunkt, die in
den Betrieben mit starkem kommunis -
tischem Einfluss ihren Ausgang nahm,
ab Herbst 1949 die Kampagne für eine
Überbrückungshilfe gegen die Teuerung.
Der Höhepunkt dieser Klassenauseinan-

Es ist hier nicht der Platz, näher auf die
sozialökonomische Politik der KPÖ und
ihre bedeutende Rolle in den Klassen -
auseinandersetzungen der unmittelbaren
Nachkriegszeit einzugehen. Hinsichtlich
der kommunistischen Gewerkschafts -
politik ist aber von Interesse, dass sich in
der unmittelbaren Nachkriegszeit der
wirtschaftliche und  politische Kampf der
ArbeiterInnenklasse in engster Form ver-
knüpften. Auch Betriebsratswahlkämpfe
wurden in diesen Jahren von der KPÖ
vor allem politisch geführt. Dies bedeu-
tete keine Vernachlässigung der wirt-
schaftlichen Interessenpolitik und inner-
betrieblicher Aktions- und Forderungs-
programme, jedoch wurde gegenüber be-
trieblichen Problemen der Kampf gegen
die „Marshallisierung“, gegen die Lohn-
und Preis-Politik der Koalitionsregie-
rung, gegen Preistreiberei und für Lohn -
erhöhungen, für den Frieden usw. in den
Vordergrund gestellt.16

Für die Demokratisierung der
Gewerkschaften

Neben der Durchsetzung einer klassen -
orientierten Politik erkannte die KPÖ die
Entfaltung der innergewerkschaftlichen
Demokratie als zweite Hauptaufgabe.
Die Entdemokratisierung des Gewerk-
schaftsbundes wurde zum einen in der
ÖGB-Spitze sichtbar, wo infolge der
großkoalitionären Praxis informelle Ab-
sprachen zwischen SPÖ und ÖVP unter
Ausschaltung der KPÖ üblich wurden.
Zur Politik des ÖGB wurde das, „was in
der zentralen sozialistischen Fraktion
wie im SP-Parteivorstand beschlossen,
dann der christlichen Fraktion im ÖGB
inoffiziell mitgeteilt und womit schließ-
lich die kommunistische Fraktion in der
eigentlichen, offiziellen Bundes -
vorstandssitzung oder einer anderen
 Gewerkschaftskörperebene konfrontiert
wurde“.17 Ebenso hinter verschlossenen
Türen wurden die Lohn- und Preispakte
ausgehandelt, ohne Befragung der Arbei-
terInnen und ihrer Vertrauenspersonen.
Die Gewerkschaftssekretäre wurden ver-
pflichtet, für die Beschlüsse des Bundes-
vorstands, die sich gegen Kampfmaß-
nahmen aussprachen, einzutreten. Die
KPÖ trat auch für eine größere Autono-
mie der einzelnen Gewerkschaften ge-
genüber dem Überzentralismus des ÖGB
ein, da das Präsidium des Gewerk-
schaftsbundes in jenen Jahren fast jede
Lohn- und Gehaltsbewegung der einzel-
nen Gewerkschaften verhinderte. Legiti-
miert wurden all diese Einschränkungen
der Gewerkschaftsdemokratie mit einem
„rigiden und bedingungslosen Antikom-

dersetzungen der Nachkriegszeit war die
große Streikbewegung im September
und Oktober 1950. Die aktive Rolle der
KommunistInnen in diesen Kämpfen
 erhöhte ihren Einfluss in der ArbeiterIn-
nenschaft, was sich in den Ergebnissen
der Betriebsratswahlen entsprechend
 widerspiegelte (dazu weiter unten).

Der ÖGB wurde in diesen Auseinan-
dersetzungen nicht nur zu keinem außer-
parlamentarischen Kampffaktor, sondern
zu einem wesentlichen Träger des kapi-
talistischen Restaurationsprozesses. Die
KPÖ kritisierte diese Entwicklung des
ÖGB zu einem Instrument der Koali -
tionsparteien zur Durchsetzung ihrer
„Marshallpolitik“. In ihren Augen wurde
der ÖGB „zu einem Anhängsel der
 Sozialistischen Partei, zu  einem gefügi-
gen Werkzeug der Politik des SPÖ-Par-
teivorstandes“.12 Die KPÖ forderte die
Anwendung aller gewerkschaftlichen
Kampfmittel zur Durchsetzung der wirt-
schaftlichen und sozialpolitischen Forde-
rungen der österreichischen ArbeiterIn-
nen und Angestellten. Die ÖGB-Führung
setzte jedoch in Lohn- und Preisfragen
an „Stelle des täglichen Kampfes für die
Arbeiterinteressen“ die sozialpartner-
schaftliche Politik „der engsten Zusam-
menarbeit mit den Unternehmervertre-
tern“.13 Lohnforderungen der ArbeiterIn-
nenschaft versuchte die ÖGB-Spitze mit
ihrem Verlangen nach Preissenkungen
abzufangen, was in der Praxis Reallohn-
steigerungen verunmöglichte. Streiks und
Demonstrationen wurden abgelehnt und
nur die wenigsten Arbeitskämpfe gewerk-
schaftlich unterstützt. Um Aktionseinhei-
ten in den Betrieben zu verhindern, wur-
den Widerstände gegen soziale Belastun-
gen pauschal als kommunis tische Putsch-
vorbereitung qualifiziert. Nicht nur der
Oktoberstreik, sondern bereits die maß-
geblich von KommunistInnen inspirierten
Streik bewegungen der Jahre 1947 und
1948 wurden vor diesem Hintergrund als
Umsturzversuche der KPÖ interpretiert.
Der Wirtschaftshistoriker Fritz Weber
schreibt, dass hier „der funktionale Anti-
kommunismus der Sozialisten eine Art
Bannfluch gegen Streikaktionen“ war,
„die unter kommunistischer Führung ste-
hen mußten, weil die sozialistischen Ge-
werkschafter Streiks zu verhindern such-
ten“.14 Auf internationaler Ebene fand
diese Konfrontation darin Ausdruck, dass
der ÖGB Ende Oktober 1949 aus dem
Weltgewerkschaftsbund austrat und sich
dem neu gegründeten  Internationalen

Bund freier Gewerkschaften anschloss,
der von der KPÖ als „Marshallinternatio-
nale“ charakterisiert wurde.15

Gottlieb Fiala (1891–1970)
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oder starken Einfluß haben, ein gewerk-
schaftliches Leben zu entwickeln. Wir
nützen diese Positionen nicht aus, um die
Forderungen der Arbeiter im Namen der
Ortsgruppe, der Zahlstelle des betreffen-
den Verbandes aufzustellen und zu
 popularisieren.“24 Das Gewicht dieser
Gewerkschaftsorganisationen wurde nur
unzureichend in die Waagschale gewor-
fen, um innergewerkschaftlich ihren Ein-
fluss geltend zu machen.

Zurückdrängung des
 kommunistischen Einflusses

Aufgrund der spezifischen Konstella -
tion des Jahres 1945 und ihrer starken
Verankerung in der österreichischen
 ArbeiterInnenklasse war die KPÖ in der
Lage, zunächst in der Spitze des ÖGB,
 sowie in den Teilgewerkschaften und im
Gewerkschaftsapparat maßgebliche
 Positionen zu besetzen. Neben dem
 Vizevorsitzenden Gottlieb Fiala war
 Oscar Deubler als  einer der  Sekretäre des
ÖGB tätig. (Ihm folgte 1961 in dieser
Funktion Johann Täubl.)25 Im Bundesvor-
stand waren zwei weitere Kommunisten
vertreten (Franz Honner, Egon
 Kodicek).26 Auch in den Vorständen der
16 Einzelgewerkschaften war die Partei
entsprechend repräsentiert, in fast allen
waren die stellvertretenden Vorsitzenden
Kommunisten, u.a. Wilhelm Kunst
 (Metallarbeiter), Hanns Pauls und später
Franz Heinisch (chemische Industrie),
Leopold Hrdlicka und später Erich Kelen
(Privatangestellte) oder Alois Schroth und
später Johann Kouril (öffentliche Ange-
stellte). 1948 waren insgesamt 77 Kom-
munistInnen Mitglieder der Gewerk-
schaftsvorstände (250 SPÖ, 77 ÖVP).
Hinzu kamen zahlreiche freigestellte
FunktionärInnen, mehrere Sekretäre und
Angestellte: So gehörten 1946 von den
407 ÖGB-Angestellten 61 der KPÖ an,
390 der SPÖ und 27 der ÖVP. Am stärk-
sten waren die kommunis tischen Positio-
nen im Metall- und Bergarbeiterverband,
bei den Bau- und Holz arbeitern und in der
Textilindustrie. 1948 stellte die Partei 25
Gewerkschaftssekretäre,27 darunter Karl
Aigner, zunächst ÖGB-Landessekretär
und darauf Sekretär der Metallarbeiterge-
werkschaft der Steiermark, und die Leiter
einzelner ÖGB-Gebietssekretariate, u.a.
der Bezirke Leoben (Heribert Hütter),
Steyr (August Moser), Krems (Alfred
 Fischer) und St. Pölten (Stephan Raidl).
Hervorzuheben ist Otto Horn als Zentral-
sekretär der Gewerkschaft der Angestell-
ten in der Privatwirtschaft, der bis zu sei-
nem Tod im Jahr 1967 als einer der Se-
kretäre dieser Teilgewerkschaft amtierte.

Vor dem Hintergrund der erwähnten
sozialen Auseinandersetzungen der un-
mittelbaren Nachkriegszeit standen diese
Jahre ganz im Zeichen einer systemati-
schen Zurückdrängung des kommunis -
tischen Einflusses und der Ausgrenzung
kommunistischer GewerkschafterInnen
durch die SPÖ-Mehrheit. Diese Tendenz
lässt sich jedoch nicht erst in den Jahren
des beginnenden Kalten Krieges beo -
bachten, sondern sie stand mehr oder we-
niger an der Wiege der Gründung des
ÖGB: Analog zur Defensive der KPÖ
auf Regierungsebene waren die sozial -
demokratischen Gewerkschaftsführer
von Beginn an bemüht, den Einfluss der
KPÖ zu schwächen und den Gewerk-
schaftsapparat vollständig zu kontrollie-
ren. Der damalige Vizekanzler Adolf
Schärf hob die „sozialistische Abwehr
der kommunistischen Führungs -
ansprüche“ im Jahr 1945 hervor, die ver-
hindert habe, „daß die Gewerkschaften
in Österreich ein Werkzeug der Kommu-
nisten wurden“. Es sei das Verdienst der
SPÖ gewesen, „daß die Kommunisten
nicht imstandewaren, von der gewerk-
schaftlichen Seite her die Politik und das
Geschehen zu beeinflussen“.28

Versuche, den kommunistischen Ein-
fluss zu beschneiden, verstärkten sich
nach dem für die KPÖ enttäuschenden
Ergebnis der Nationalratswahlen im
 November 1945. ÖVP und SPÖ waren
nun bestrebt, dieses allgemein-politische
 Votum schematisch auf den ÖGB zu
übertragen und den Funktionärsapparat
nach diesem Wahlproporz neu aufzutei-
len. In einem Brief an Josef Stalin von
Mitte Dezember 1945 brachte die
Parteiführung ihre Sorge zum Ausdruck,
dass SPÖ und ÖVP nun auch im Bereich

munismus“, wie Hans Prader in seiner
Studie über die Nachkriegspolitik des
ÖGB einschätzt.18 Dieser „funktionale
Antikommunismus“ wurde von der
SPÖ-Parteiführung „als zweckrationale
politische Waffe zur Durchsetzung der
Koalitions- und Sozialpartnerschafts -
politik eingesetzt“, bilanziert auch Fritz
Weber.19 Zum anderen kritisierte die
KPÖ die mangelnden Mitbestimmungs-
möglichkeiten der Mitglieder und forder-
te, dass in allen seinen Organen, von den
Zahlstellen und Ortsgruppen bis hinauf zu
den obersten Gewerkschaftsleitungen, die
ÖGB-FunktionärInnen durch die Mitglie-
der in geheimen Wahlen gewählt werden
sollten. Dahingehende kommunis tische
Anträge, die gleichermaßen auf die freie
Wahl der – bisher von den Vorständen
bestimmten – Delegierten zu den Konfe-
renzen, Gewerkschaftstagen und zum
Bundeskongress abzielten, wurden dem
Bundesvorstand zugewiesen und  damit
letztlich abgelehnt.20

Der Verzicht der ÖGB-Führung auf ei-
ne Massenmobilisierung der Gewerk-
schaftsmitglieder resultierte vor allem
aus ihrem Bemühen, die Position der
KommunistInnen nicht zu stärken. Dies
hatte auch zur Folge, dass sich in den un-
teren Organisationseinheiten kein akti-
ves Gewerkschaftsleben entfaltete. Die
KPÖ kritisierte diesen Mangel an inner-
organisatorischer Aktivität, steckte doch
1947 die Bildung der Zahlstellen und
Ortsgruppen, der Bezirks- und Fachgrup-
pen noch in den Anfängen.21 Zwar ver-
suchte die KPÖ eine Demokratisierung
der Gewerkschaften von unten zu errei-
chen, sie wusste aber die sich ihr hier
bietenden Möglichkeiten nur unzurei-
chend zu nutzen: So hielt sie (bzw. die
ihr nahestehende Gewerkschaftliche Ein-

heit) in den 1950er Jahren in 100 ge-
werkschaftlichen Ortsgruppen und Zahl-
stellen die Mehrheit (75 in Niederöster-
reich),22 z.B. in den Ortsgruppen des Me-
tall- und Bergarbeiterverbandes Florids-
dorf und Amstetten, bei den Chemie -
arbeitern in Schwechat und Rannersdorf
oder in sämtlichen Zahlstellen und Orts-
gruppen der Metallarbeiter, der Privatan-
gestellten und teilweise der chemischen
Industrie im Erdölgebiet.23 Hier stellte
sie bei den Metallarbeitern auch die
Mehrheit im Bezirksausschuss. Jedoch
habe es die KPÖ bisher nicht verstanden,
sich „in ihrer gewerkschaftlichen Arbeit
auf diese Positionen zu stützen“, kriti-
sierte KPÖ-Vorsitzender Johann Kople-
nig im Jänner 1954: „Wir haben es unter-
lassen, in den Gewerkschaftsortsgruppen
und Zahlstellen, wo wir die Mehrheit

Otto Horn (1905–1967)
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der Gewerkschaft versuchen würden,
„unsere Genossen möglichst aus allen
Positionen zu verdrängen“.29 Ein plakati-
ves Beispiel dafür, dass die Zusammen-
setzung der Vorstände nicht dem tatsäch-
lichen Kräfteverhältnis entsprach, ist die
Branche der Fleisch arbeiterInnen in der
Wiener  Lebens- und Genussmittel -
gewerkschaft, deren Leitung 23  SP-
 GewerkschafterInnen und nur ein Kom-
munist angehörten, obwohl bei den Be-
triebsratswahlen 74 Mandate an die KPÖ
und 53 an die SPÖ gingen.30 Bei den
Straßenbahnern saß kein Kommunist im
Zentralausschuss, obwohl die kommunis -
tische Liste bei den Betriebsratswahlen
26% erzielt hatte.31 Diese
 Benachteiligung spiegelte sich auch bei
der Zuerkennung der Delegierten zum
1. ÖGB-Bundeskongress im Mai 1948.
Hier waren nur 45 KommunistInnen ver-
treten, während etwa der ÖVP, die nur
2% der Gewerkschaftsmitglieder reprä-
sentierte, 39 Delegierte zugestanden wur-
den.32 Auch 1951 wurden die Delegierten
nicht gewählt, sondern von den einzelnen
Gewerkschaftsleitungen bestimmt, wor-
auf aufgrund von Manipulationen nur 27
kommunistische Delegierte am 2. ÖGB-
Kongress teilnehmen konnten.33

Vor dem Hintergrund der innenpoliti-
schen Polarisierung verschärften sich
1947/48 die Angriffe auf kommunis -
tische Sekretäre und Angestellte des
ÖGB. Honner kritisierte, dass der SP-
Parteivorstand den Auftrag gegeben ha-
be, „alle Kommunisten von den führen-
den Positionen in den Gewerkschaften
zu entfernen“. Anfang 1948 wurde der
obersteirische Gewerkschaftssekretär der
Metall- und Bergarbeiter Heribert Hütter
vom Zentralvorstand der Gewerkschaft
gekündigt und wenig später aus der Ge-
werkschaft ausgeschlossen. Der Landes-
sekretär der Metallarbeitergewerkschaft
der Steiermark, Karl Aigner, wurde sei-
nes Postens enthoben, blieb aber weiter
Sekretär. Enthoben wurde in diesem Jahr
auch Egon Kodicek als Zentralsekretär
der Gewerkschaft der Textil-, Beklei-
dungs- und Lederarbeiter.34 In Nieder -
österreich scheiterten die Versuche, den
St. Pöltner Gewerkschaftssekretär Stephan
Raidl von seinem Posten zu entfernen,
„an unserer Mobilisierung der Massen
gegen diese gewerkschaftsschädigenden
Spaltungsversuche“, wie am 2. Landes-
parteitag berichtet wurde.35

Ihren Höhepunkt erreichte diese syste-
matische Hinausdrängung kommunis -
tischer FunktionärInnen aus den ÖGB-
Führungsgremien nach der großen
Streikbewegung im September und

„Aktionseinheit“ zu verhindern. Die
KPÖ trat zwar gegen eine solche Frak -
tionsbildung im ÖGB auf, nachdem aber
die SPÖ begonnen hatte, eigene Fraktio-
nen zu bilden, und die ÖVP den „Arbei-
ter- und Angestelltenbund“ schuf, sah
sich auch die KPÖ gezwungen, in ihrer
Gewerkschaftsarbeit straffere Formen an-
zuwenden und zu einer planmäßigen,
 systematischen Parteiarbeit überzugehen.
Dass der ÖGB-Historiograph Fritz Klen-
ner entgegen aller Tatsachen behauptet,
die Kommunisten hätten mit der fraktio-
nellen Aufspaltung des Gewerkschafts-
bundes begonnen,41 zeugt davon, dass zur
Herabsetzung der KPÖ auch die offen-
sichtlichsten Unwahrheiten als Mittel der
Auseinandersetzung gut und recht waren.
In sachlicher Hinsicht liegt Klenner auch
insofern falsch, als er diese angebliche
Fraktionierung der KPÖ damit in Verbin-
dung bringt, dass sich die Partei in ihrem
Organisationsaufbau auf Betriebsorgani-
sationen konzentrierte. Die BOs stellten
jedoch keine Gewerkschaftsfraktionen,
sondern die politischen Basisstrukturen
der KPÖ neben den Wohnorganisationen
(Ortsgruppen und Sektionen) dar. Auch
darüber hinaus entspricht es vielmehr der
Wahrheit, dass die KPÖ zunächst keine
festgefügten kommunistischen Fraktio-
nen innerhalb des ÖGB bildete und bis
zur Gründung der Gewerkschaftlichen

Einheit Ende 1951/Anfang 1952 dies -
bezügliche Organisationsformen eher
 lose blieben. Als Zwischenlösung, die
sich jedoch als  wenig praxistauglich er-
wies, wurden zunächst in den einzelnen
Gliederungen des ÖGB Arbeitsgemein-
schaften der KommunistInnen gebildet.42

Aus diesen Arbeitsgemeinschaften ent-
wickelte sich, wie es Otto Fischer am
5. ZK-Plenum im September 1947 nann-
te, „so  etwas wie eine ,verschämte Frak -
tion‘“, was seiner Meinung nach schlech-
ter war „als gar keine“.43 Koplenig warn-
te jedoch davor, die anstehende Etablie-
rung von Organen zur Vereinheitlichung
und Verbesserung der Gewerkschafts -
arbeit mit einem  demonstrativen Schritt
zu verbinden, da ein solcher den Eindruck
einer Wendung erwecken und die Gefahr
der Isolierung in sich bergen könne.44

1948 wurden schließlich kommunis -
tische Fraktionen geschaffen, die sich
nach der Struktur der Gewerkschaften
gliederten und die KommunistInnen in
den Zahlstellen und Ortsgruppen, Sektio-
nen und Fachgruppen, sowie in den
Branchen-, Bezirks- und Landesleitun-
gen der Fachgewerkschaften zusammen-
fassen sollten.45 Solche Fraktionen wur-
den auch in den Landesexekutiven des

 Oktober 1950, in deren Gefolge 85
führende GewerkschaftsfunktionärInnen
der KPÖ aus dem ÖGB ausgeschlossen
wurden, darunter der amtierende Vize-
präsident Fiala, der stellvertretende Vor-
sitzende Gewerkschaft der Angestellten
in der Privatwirtschaft Leopold Hrdlicka,
der Sekretär der Bau- und Holzarbeiter -
gewerkschaft Fritz Neubauer, der stell-
vertretende Vorsitzende des niederöster-
reichischen  Gewerkschaftsbundes Fritz
Lauscher, die Sekretäre der Textilarbei-
ter Wolf gang Szabo und Leopold Hess,
der  Sekretär der Arbeiter der graphi-
schen und papierverarbeitenden Gewer-
be Willibald Groß und die Metallarbei-
tersekretäre Josef Waidenauer, Gustl
Moser und Karl Blumenschein. Am
2. ÖGB-Kongress im Oktober 1951 wur-
den die Statuten derart abgeändert, dass
es fortan nur noch zwei Vizepräsidenten
gab, der erste für die SPÖ, der zweite für
die ÖVP (Erwin  Altenburger), die zu
dieser Zeit gewerkschaftlich weitaus
schwächer war als die KPÖ.36 Alleiniger
Zweck dieser Maßnahme war die Aus-
schaltung der KPÖ aus dem ÖGB-Präsi-
dium. Am Gewerkschaftstag der Bau-
und Holzarbeiter im Jahr 1952 wurde gar
eine Geschäftsordnung beschlossen,
 wonach Mitglieder der KPÖ grundsätz-
lich keine FunktionärInnen dieser Teil -
gewerkschaft sein könnten.37 1953 rühm-
te sich der SPÖ-Theoretiker Benedikt
Kautsky, dass es in keinem anderen Lan-
de derart geglückt sei, „die Kommunis -
ten aus ihren führenden Positionen in
den Gewerkschaften so weit zu verdrän-
gen wie in Österreich“. Niemals habe
sich „die innere Festigkeit der öster-
reichischen Sozialdemokratie in helle-
rem Licht gezeigt als in ihrem Kampf zur
 Abwehr der kommunistischen Übergrif-
fe“.38 Franz Olah, ÖGB-Präsident von
1959 bis 1963, hielt den Gewerkschaften
zu Gute, dass sie in diesen Jahren „an der
vordersten Front des Kampfes gegen die
Kommunisten“ gestanden seien.39

Kommunistische Fraktionen

Wesentliches Element der Zurückdrän-
gung des kommunistischen Einflusses
war die Aufspaltung des einheitlichen
Gewerkschaftsbundes in Fraktionen. So
schlossen sich bereits im Sommer 1945
die sozialistischen Leitungsmitglieder
„zu besonderen sozialistischen Fraktio-
nen zusammen“, wie Schärf berichtet.40

Hauptzweck dieser parteipolitischen Auf-
spaltung war, die sozialistischen Gewerk-
schaftsfunktionärInnen mittels Partei -
disziplin an die Koalitionspolitik zu bin-
den und die von der KPÖ intendierte
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auch die Auswahl der KandidatInnen in
Betriebsversammlungen allein aufgrund
ihrer gewerkschaftlichen Fähigkeiten und
demokratischen Verläss lichkeit erfolgen.
Ein „Wahlkampf“ von Parteilisten und
die Aufspaltung der  Belegschaften nach
parteipolitischen Gesichtspunkten wür-
den die Gegensätze im Betrieb vertiefen
und die Aufmerksamkeit der ArbeiterIn-
nen und Angestellten von ihren sozial -
ökonomischen Forderungen ablenken.
Parteilisten könnten so „nur den Unter-
nehmern helfen und werden deswegen
von uns abgelehnt“.51

1945 wurden die provisorischen
 Betriebsräte vielerorts durch Vereinba-
rungen und nicht auf Basis von Wahlen
gebildet. Vor dem Hintergrund des
 damaligen Einheitswillens der Arbeite-
rInnen und Angestellten spielte die Par-
teizugehörigkeit hier eine untergeordnete
Rolle. Auch die ersten Betriebsratswah-
len wurden im Jahr 1945 in der Regel auf
einheitlichen Listen durchgeführt. Im  Juli
1945 berichtete der kommunis tische
Pressedienst von Betriebsratswahlen in
430 Betrieben mit insgesamt 1.324
 BetriebsrätInnen, davon 625 Kommuni-
stInnen, 560 SozialdemokratInnen, 38
Volksparteiler und 101 Parteilose.52 Hin-
ter diesen Angaben wurde zwar von SP-
Seite eine „Tendenz meldung“ vermu-
tet,53 anzuzweifeln sind aber umgekehrt
jene Angaben, die ausgehend von einem
US-Geheimdienst bericht und einem Vor-
trag des Sozial demokraten Ernst Lember-
ger in Paris ihren Weg in die Forschungs-
literatur genommen  haben.54 Lemberger
berichtete hier über seine Österreichreise,
dass die KPÖ in Wiener Großbetrieben –
konkret ging es um die Floridsdorfer
Lokomotiv fabrik, Warchalowski und die

Simmeringer Waggonfabrik – nicht mehr
als 10% der Stimmen erhalten habe.55

Ähnliche Angaben finden sich auch in
 einem US-Geheimdienstbericht von
 Anfang Juli.56 Dies steht im deutlichen
Widerspruch dazu, dass die KPÖ im
Herbst 1945 bei den Betriebsratswahlen
ausgezeichnete Ergebnisse erzielte, was
ihren – letztlich überzogenen – Optimis-
mus hinsichtlich der bevorstehenden
 Nationalratswahlen entscheidend nährte.
So konnten in den meisten obersteirischen
Großbetrieben (Seegraben, Donawitz,
Fohnsdorf usw.), in vielen Wiener und
niederösterreichischen Betrieben, sowie
in den Bezirken Hallein und Villach,
kommunistische Mehrheiten errungen
werden.57 In einem Brief an Stalin berich-
teten Johann Koplenig und General -
sekretär Friedl Fürnberg, dass die KPÖ in
den Groß betrieben der Steiermark zwei-
fellos die stärkste Partei sei.58

Zwar liegen aus den Jahren 1945 bis
1947 keine repräsentativen Gesamtergeb-
nisse der Betriebsratswahlen vor, diese
wenigen Beispiele verdeutlichen jedoch
bereits den bedeutenden kommunis -
tischen Einfluss in der unmittelbaren
Nachkriegszeit, vor allem in den industri-
ellen Großbetrieben. Eine im Vorfeld des
13. Parteitags im April 1946 erstellte
KPÖ-interne Statistik weist insgesamt
2.272 kommunistische BetriebsrätInnen
aus, davon 1.059 in Wien und 429 in Nie-
derösterreich.59 Bis Ende 1946 wurde von
der KPÖ ermittelt, dass 29,4% aller
 BetriebsrätInnen Mitglieder der Partei
seien.60 In diesem Jahr waren SPÖ und
ÖVP bereits dazu übergegangen, ge-
trennte Parteilisten bei den Betriebsrats-
wahlen aufzustellen. Die kommunis -
tischen GewerkschafterInnen wiederum

ÖGB gebildet. Es handelte sich jedoch
auch bei den kommunistischen Fraktio-
nen um kein „festes, ständiges Organisa-
tionsgebilde“, also um keine durchorga-
nisierte, selbstständige Gewerkschafts-
fraktion. Sie sollten nur punktuell zu-
sammentreten, wenn es zweckmäßig er-
schien, die GenossInnen für konkrete
Aufgabenstellungen einheitlich auszu-
richten, etwa zur Vorbereitung von Kon-
ferenzen und Ausformulierung von An-
trägen.46 Linkssozialistische und partei-
lose fortschrittliche GewerkschafterIn-
nen sollten zur Mitarbeit herangezogen
werden. Die Arbeit in den zentralen
Fraktionen, die in 13 der 16 Teilgewerk-
schaften gebildet werden konnten und
sich aus den KP-Mitgliedern der Zentral-
vorstände, den KP-Gewerkschafts -
sekretären und weiteren vom ZK be-
stimmten FunktionärInnen zusammen-
setzten, wurde koordiniert von der Ge-
werkschaftsabteilung des Zentralkomi-
tees,47 die zwischenzeitlich auch als „Ab-
teilung für Betriebsangelegenheiten und
Sozialpolitik“ bezeichnet wurde. Als
Hilfsorgan des Zentralkomitees zur Be-
handlung gewerkschaftlicher Fragen wur-
de 1948 die so genannte „Gewerkschafts-
kommission“ geschaffen, die aus den
kommunistischen Mitgliedern des ÖGB-
Bundesvorstandes und weiteren vom ZK
bestimmten GenossInnen bestand. In wei-
terer Folge wurde die Gewerkschafts -
abteilung als Durchführungsorgan der Ge-
werkschaftskommission charakterisiert.48

Einheitslisten und 
Betriebsratswahlen

Die folgenreichste Maßnahme zur
Zurückdrängung des kommunistischen
Einflusses war die Aufspaltung der Be-
triebsratswahllisten nach parteipolitischen
Gesichtspunkten. Hier setzte die SPÖ die
von ihr eingeleitete Fraktionierung in der
ÖGB-Spitze in der Ablehnung der von
kommunistischer Seite forcierten „Ein-
heitslisten“ fort. Die KPÖ trat von Beginn
an gegen solche Spaltungsbestrebungen,
„gegen die Aufsplitterung der Gewerk-
schaftler nach Parteien“ und für „einheit-
liche Listen“ ein.49 Mit der Konzentration
auf Einheitslisten wollten die Kommuni-
stInnen verhindern, dass politische Kon-
flikte in den Gewerkschaften den Kampf
für die gemeinsamen wirtschaftlichen In-
teressen verdrängen und so die Kampf-
kraft der ArbeiterInnen geschwächt wer-
de. Der KPÖ ging es darum, „dass die
Gewerkschaften eine konsequente Klas-
senpolitik verfolgen sollen, die den Inter-
essen der gesamten Arbeiter und Ange-
stellten entspricht“.50 Demgemäß sollte

Demonstration am 17. Mai 1949 vor dem Wiener Rathaus gegen das 3. Lohn- und

Preis-Abkommen, bis zu diesem Zeitpunkt die größte Kundgebung nach 1945.
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errangen Ende 1946 bzw. Anfang 1947 in
zahlreichen Großbetrieben die Mehrheit,
u.a. erneut bei der Alpine-Montan in
 Donawitz, im Bergbau Fohnsdorf und
Erzberg, in der Zellulose- und Papierfa-
brik Hallein, sowie im Zistersdorfer Erd -
ölgebiet.61 In der Alpine-Montan Dona-
witz, dem größten Betrieb Österreichs,
wo die KPÖ mit einer Parteiliste kandi-
dierte, konnte sie sich im Jahr 1946 auf
eine Betriebsorganisation mit 965 Mit-
gliedern stützen.62 1950 stieg die Zahl der
dortigen kommunistischen Parteimitglie-
der auf 1.304 (von insgesamt ca. 6.300
Beschäftigten).63 Die kommunistischen
Betriebsratsobmänner waren von 1945 bis
1947 Sepp Filz und ab 1949 Franz Petz.

Als nach Beschlussfassung des
 Betriebsrätegesetzes im März 1947 die
erste reguläre Betriebsratswahlrunde be-
vorstand, beschlossen der Parteivorstand
der SPÖ und die Vertreter der Partei im
Bundesvorstand des ÖGB im Juli 1947
in einer gemeinsamen Konferenz, dass
die SozialistInnen „grundsätzlich auf
 eigenen Listen als sozialistische Gewerk-
schafter kandidieren sollten“. „Einheits -
listen“ wurden mit der aus der Zeit der
Ersten Republik bekannten Behauptung
abgelehnt, dass die „Einheit der öster-
reichischen Arbeiterbewegung […] in
den Organisationen der Sozialistischen
Partei verwirklicht“ sei;64 ein angesichts
der Massenbasis der KPÖ in den indu-
striell geprägten Gebieten schwer nach-
vollziehbares Argument. Die ÖVP, die
sich 1947 zunächst ebenso für Einheits -
listen ausgesprochen hatte, legte zwar
 einen formalen Protest gegen diesen Be-
schluss ein, kündigte aber an, ebenfalls
Parteilisten aufstellen zu wollen.65 Insge-
samt war die Aufspaltung der Betriebs-
ratswahllisten die wichtigste Maßnahme
der SPÖ, den einheitlichen Charakter des
ÖGB zu unterlaufen. Aufgrund dieser
Bestrebungen, die Betriebsratswahlen
nach Parteilisten auszurichten, „um klare
Verhältnisse hinsichtlich der Stärke der
einzelnen Parteirichtungen innerhalb der
Arbeiter- und Angestelltenschaft zu
schaffen“,66 wurde es den kommunis -
tischen GewerkschafterInnen erschwert,
an der Basis die angestrebte Gewerk-
schaftseinheit zu realisieren. Die Furcht
der ÖGB-Spitze vor einer „Aktionsein-
heit“ der ArbeiterInnenklasse kommt
auch darin zum Ausdruck, dass der Be-
schluss, auf sozialistischen Parteilisten zu
kandidieren und Einheitslisten abzuleh-
nen, von Johann Böhm und Karl Maisel
geradezu als „Ergebnis der kommunis -
tischen Taktik“ hingestellt wurde, da die
KPÖ „durch ihre Manöver eine kleine

den zwar als kommunistisches Tar-
nungsmanöver abgelehnt, in den Statisti-
ken wurden jedoch die auf diesen Listen
kandidierenden SozialistInnen der SPÖ
zugeschlagen, obwohl diese einheits-
freundlichen sozialistischen Gewerk-
schafterInnen in Opposition zur Spal-
tungspolitik der SPÖ- und ÖGB-
Führung standen. Die weiteren Mandate
der Einheitslisten wiederum wurden in
den ÖGB-Statistiken in der Rubrik „Na-
menslisten“ bzw. „unbekannte Partei -
zugehörigkeit“ versteckt, was zur Folge
hatte, dass in die Gesamtzahl der KP-
Mandate allein kommunistische Partei -
listen einflossen, die – wie erwähnt – nur
in seltenen Fällen kandidierten, nämlich
dann, wenn keine Einheitsliste zustande
kam. Die Ergebnisse der KPÖ bewegten
sich vor diesem Hintergrund in den
ÖGB-Statistiken bis 1955 um die 5 bis
7%,75 was den tatsächlichen betrieblichen
Einfluss der Partei völlig verfälschte.

Umgekehrt ging die KPÖ dazu über,
sämtliche als „parteilos“ ausgewiesenen
BetriebsrätInnen den KP-nahen Einheits-
und Namenslisten zuzurechnen, so z.B.
die 1947/48 ermittelten 34,4% aller
 BetriebsrätInnen, die auf Einheits- und
Namenslisten bzw. KP-Listen gewählt
worden sein sollen (7.998 MandatarInnen
auf Einheits- und Namenslisten, 1.976
KPÖ), die offensichtlich auf einer Addi -
tion einschlägiger Angaben des ÖGB
(6,8% KPÖ, 27,6% Parteizugehörigkeit
unbekannt) beruhten.76  Jedoch zeugen
auch alle weiteren zur Verfügung stehen-
den KPÖ-Statistiken über die Betriebs-
ratswahlen dieser Jahre vom starken ge-
werkschaftlichen Rückhalt der Partei in
der industriellen ArbeiterInnenschaft,
nicht nur in den sowjetisch verwalteten
Betrieben, sondern auch in privatkapitalis -
tischen und verstaatlichten Betrieben. Die
verschiedenen Zusammenstellungen lie-
fern aber kein Gesamtergebnis, sondern
nur Ausschnitte, zum einen deshalb, weil
hierin zumeist nur jene Betriebe einflos-
sen, in denen auch KP-nahe Einheits -
listen oder kommunistische Parteilisten
kandidierten, zum anderen weil sich die
KPÖ in ihrer Gewerkschaftspolitik auf
Betriebe mit über 20 Beschäftigten, also
auf Groß- und Mittelbetriebe, konzen-
trierte. In den kleinen Betrieben blieb der
kommunistische Einfluss schwach.

Eine Zusammenstellung aus 2.238 Be-
trieben mit mehr als 20 Beschäftigten
weist für die Betriebsratswahlen 1947/48
einen ähnlichen Wert aus wie jenen, der
durch die erwähnte Addition entspre-
chender ÖGB-Statistiken ermittelt wur-
de, nämlich 36,9% für die KP- und Ein-

Minderheit als eine Mehrheit hinstellen“
wolle.67 Dieses Argument folgte der
 Polemik der SPÖ, wonach es sich bei
den Einheitslisten um kommunistische
Tarnlisten handelte. Durch die sozialis -
tischen Gewerkschaftsfraktionen wurden
die  Sozialisten „in den Gewerkschaften
instand gesetzt, der Beeinflussung der
 Arbeiterschaft durch die Kommunisten
Grenzen zu setzen“, begründete Schärf
offen die Motive der SPÖ.68 Resümie-
rend schätzt Anton Pelinka die Entschei-
dung in der Gewerkschaftsfrage als „die
bedeutendste [...] von diesen Fehlschlä-
gen der Politik der Einheitsparolen“ ein.69

Ungeachtet dieser Weichenstellung
hielt die KPÖ vor den Betriebsratswah-
len 1947/48 an ihrer Orientierung auf
 gewerkschaftliche Einheitslisten fest und
veröffentlichte einen Aufruf, wonach auf
diesen die verlässlichsten und erfah-
rensten ArbeiterInnen aufgestellt werden
sollten. Nur in jenen Fällen, wo es nicht
gelingen sollte, SozialistInnen, Partei -
lose oder christliche ArbeiterInnen als
KandidatInnen für die Einheitsliste zu ge-
winnen, sollten kommunistische Listen
gegen die SPÖ antreten.70 Namenslisten
waren nur dort vorgesehen, wo sich be-
kannte oppositionelle SozialistInnen mit
hohem Ansehen zu einer Kandidatur be-
reit erklärten.71 Sozialistischen Arbeite-
rInnen wurde jedoch von der SP-Partei-
leitung bei Androhung des Ausschlusses
verboten, auf Einheitslisten zu kandidie-
ren.72 Insgesamt konzentrierte die SPÖ im
Betriebsratswahlkampf 1947/48 ihr Feuer
ganz auf die KPÖ und den „Terror der
,Einheitslisten‘“, wie der sozialdemokrati-
sche Publizist Jacques Hannak polemi-
sierte.73 Was nun folgte, war ein monate -
langer „in sämtlichen Betrieben des Lan-
des mit aller Gehässigkeit geführter Bru-
derkampf“, wie im Theorieorgan der
KPÖ resümierend beklagt wurde.74

Nichtsdestotrotz verliefen die Betriebs-
ratswahlen für die KPÖ sehr erfolg reich,
wenngleich es schwierig ist, vollständige
und verlässliche Zahlenangaben für das
gesamte Bundesgebiet zu nennen: Zum
einen spiegeln die vom ÖGB verlautbar-
ten Mandatszahlen nur unzureichend den
tatsächlichen kommunistischen Einfluss
in der ArbeiterInnenklasse wider, weil in
Großbetrieben fünf bis acht Mal mehr
Stimmen für ein Mandat erforderlich wa-
ren als in kleinen und mittleren Betrie-
ben, die KPÖ jedoch vor allem in Betrie-
ben mit hohen Beschäftigtenzahlen ver-
ankert war. Direkt manipulativ erfolgte
die Auswertung der Betriebsratswahl -
ergebnisse durch den ÖGB hinsichtlich
der KP-nahen Einheitslisten. Diese wur-
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in Ausnahmefällen Namenslisten antre-
ten sollten.82 Auch 1951 wurde die Ab-
lehnung von Parteilisten bekräftigt. Na-
menslisten waren nur dort vorgesehen,
wo gewerkschaftliche Einheitslisten un-
möglich waren.83 Ansonsten wurde es als
unrichtig eingeschätzt, „in die Anonym-
ität einer Namensliste zu flüchten“.84

Brachte bereits die Betriebsratswahlrun-
de 1949/50 eine Erweiterung des kom-
munistischen Stimmenanteils, setzte sich
dieser Trend bei den Wahlen 1951/52,
der Wahlrunde nach dem Oktoberstreik,
weiter fort. Diese kommunistischen Er-
folge sind auch insofern bemerkenswert,
als die Betriebsratswahlen in diesen Jah-
ren vor dem Hintergrund der oben skiz-
zierten innenpolitischen Lage eine große
politische Bedeutung über die gewerk-
schaftliche Ebene hinaus hatten. Ihre Er-
gebnisse konnten als Stimmungsbaro -
meter der österreichischen ArbeiterIn-
nenschaft, als „Gradmesser des Klassen-
bewußtseins, des Einflusses der fort-
schrittlichen Kräfte in der Arbeiterklas-
se“85 betrachtet werden. KPÖ-Angaben
zufolge wurden 1951/52 in ca. 12.000
Betrieben mehr als 3.200 BetriebsrätIn-
nen (44,2%) auf Einheits- und fortschritt-
lichen Namenslisten gewählt,86 wobei
diese Gesamtbilanz aller Voraussicht
nach erneut auf einer Addition aller vom
ÖGB ausgewiesenen Namenslisten, auch
solcher in Klein- und Kleinstbetrieben,
und nicht auf eigenen Auswertungen be-
ruht. Aussagekräftiger ist deshalb eine
auf Betriebe mit über 20 Beschäftigten
konzentrierte Statistik, die 2.054 Manda-
te für die Einheitslisten in 1.062 Betrie-
ben ausweist (30,6%) (sowie weitere
8,6% für Namens- und Parteilosenlisten,
von denen viele unter Führung der ge-

werkschaftlichen Einheit standen). 38%
dieser BetriebsrätInnen auf Einheitslisten
waren laut KPÖ-Angaben keine Kommu-
nistInnen, 9,6% von ihnen waren Mitglie-
der der SPÖ. In 256 Betrieben erreichten
Einheitslisten die Mehrheit und stellten
den Betriebsratsobmann,87 vor allem in
der Obersteiermark (z.B. Alpine Eisenerz
und Fohnsdorf), Niederösterreich und
Wien und hier wiederum vor allem in den
USIA- und SMV-Betrieben. Am bedeu-
tendsten waren die kommunistischen Er-
folge in jenen Betrieben, die sich an der
Streikbewegung beteiligt hatten. Als ein
solches Votum über den Oktoberstreik ist
vor allem die Betriebsratswahl in der
VÖEST Linz im Herbst 1951 zu werten,
wo sich die KP von 673 Stimmen im Jahr
1949 auf 2.501 Stimmen und damit von
zwei auf neun Mandate steigern konnte.88

Für das kommunistische Selbstbewusst-
sein sehr wichtig waren Ergebnisse wie
jene in den Floridsdorfer Großbetrieben,
wo die Einheitslisten mit 48% knapp an
die SPÖ mit 52% herankamen.89

Einen exemplarischen Einblick in die
Stärke der KPÖ gewährt auch das Teil -
ergebnis der Betriebsratswahlen in Nie-
derösterreich bis 31. Dezember 1951:
Der Partei gelang es bis zu diesem Zeit-
punkt, in insgesamt 210 der 298 erfas-
sten Betriebe zu kandidieren, in 188 mit
Listen der gewerkschaftlichen Einheit, in
22 mit fortschrittlichen Namenslisten.
Insgesamt wurden hier 1.705 Betriebs-
ratsmandate vergeben, von denen 1.016
an die SPÖ gingen, 532 an die Einheitsli-
sten (31,3%) und 47 an die Namenslisten
(2,7%). In 89 Betrieben wurde die Mehr-
heit errungen. Bei den Angestellten
konnte in 65 der 75 erfassten Betriebe
kandidiert werden, davon 45 USIA-

heitslisten.77 Ein Zwischenergebnis aus
Niederösterreich gibt einen Hinweis auf
den Anteil der einzelnen Listen an dieser
Prozentzahl: So erreichten bei den bis
November 1947 stattfindenden Betriebs-
ratswahlen in 146 Betrieben KP-Listen
13%, gegen SP-Listen kandidierende
Einheitslisten 7,4%, sowie Einheitslisten
ohne Gegenkandidatur 15,7%, woraus
ein Gesamtanteil von 36% resultierte.78

Ein weiteres aussagekräftiges Detail -
ergebnis liegt für Wien vor: Hier gelang
es der KPÖ, in 1.085 von 1.321 erfassten
Betrieben mit 120.000 Beschäftigten zu
kandidieren, in 229 Betrieben mit Ein-
heitslisten ohne Gegenlisten (13.993
Stimmen), in 856 Betrieben mit Einheits-
listen-, Namens- und Parteilisten, die ge-
gen SP-Listen antraten (39.862 Stim-
men). 1.037 KommunistInnen wurden
als BetriebsrätInnen gewählt (20%), dar-
unter 218 kommunistische Betriebsrats -
obmänner. Dies bedeutete sogar eine
Steigerung gegenüber den bisher 908
größtenteils auf Vereinbarungen beru-
henden KP-BetriebsrätInnen, wodurch
auch die Hoffnungen der SPÖ zunichte
gemacht wurden, dass aus den ersten
 regulären Betriebsratswahlen eine ähnli-
che Isolation der KPÖ resultieren würde,
wie sie damals auf allgemein-politischer
Ebene sichtbar wurde. Trotz der anti-
kommunistischen Propaganda der Ge-
werkschaftsführung konnten die kom-
munistischen Positionen nicht erschüttert
werden. An KommunistInnen und Par-
teilose auf Einheits- und Namenslisten
gingen sogar 1.659 Mandate (32,4%), in -
klusive der auf Einheits- und Namens -
listen kandidierenden SozialistInnen er-
reichten diese 2.145 Mandate (41,8%).
Dem gegenüber standen 854 SP-Listen
mit 63.440 Stimmen und 3.295 sozialis -
tische BetriebsrätInnen (einschließlich je-
ner, die auf Einheitslisten kandidierten).79

In Gesamteinschätzung all dieser Zahlen
wird deutlich, dass sich etwa ein Drittel
der ArbeiterInnen zur gewerkschaftlichen
Einheit bekannte und „der Spalterparole
des SP-Vorstandes keine Folge“ leiste-
ten.80 „Die Offensive gegen die Kommu-
nisten und gegen die Idee der Einheit ist
gescheitert“, resümierte die Volksstim-

me,81 das Zentralorgan der KPÖ.
In den folgenden Jahren konnte die

KPÖ ihre Positionen weiter ausbauen,
 allerdings nur um wenige Prozent. Es ge-
lang kein massenhafter Einbruch in die
Reihen der sozialistischen ArbeiterIn-
nen. Im Herbst 1949 beschloss das
 Sekretariat des ZK der KPÖ, dass die
Einheitslisten als „Listen für die gewerk-
schaftliche Einheit“ kandidieren und nur

Protestversammlung in den St. Pöltner Voith-Werken am 16. Mai 1949 gegen das

3. Lohn- und Preis-Abkommen.
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 Betriebe. In 42 wurde die Mehrheit er-
reicht.90 Am Ende der Wahlrunde wurden
in Niederösterreich insgesamt 798 Arbei-
terbetriebsrätInnen in 238 Betrieben und
129 Mehrheitsbetriebe bilanziert. In 99
dieser Betriebe kandidierten nur gewerk-
schaftliche Einheitslisten.91 Bereits 1949
war in so wichtigen Betrieben wie Voith
und Glanzstofffabrik in St. Pölten, Rax-
Werke in Wiener Neustadt oder etwa in
der Zuckerfabrik Bruck an der Leitha die
Betriebsratsmehrheit von der SPÖ zu den
Einheitslisten gewandert.92 Weitere kom-
munistische Betriebsratsobmänner gab es
in Niederösterreich u.a. in der Berndorfer
und Enzesfelder Metall warenfabrik, im
Feinstahlwerk Traisen, bei Neumann in
Marktl, im Nibelungenwerk St. Valentin,
in der Schmidthütte Krems, der Schuh -
fabrik Rehberg, in verschiedenen Raffi-
nerien der SMV (z.B. Nova Schwechat),
der Moosbrunner und Brunner Glasfa-
brik oder bei Semperit in Wimpassing. In
 Wien waren die Mehrheitsbetriebe (97
zur Zeit des Oktoberstreiks) vor allem in
den sowjetischen Bezirken Floridsdorf,
Stadlau und Liesing zu finden, u.a.
 Austro-Fiat, Lokomotivfabrik (Lofag),
Trauzl Mannesmann, Hofherr Land -
maschinen, Bau-Montage der SMV, die
drei Betriebe der Stadlauer Lederindu-
strie, Tanklager Lobau, Waagner-Biró
 A-Werk, AEG Union, Osram, Schicht
AG, Akkumulatorenfabrik, Rumpel,
Elin, Wiener Leichtmetall, sowie Goerz,
Wertheim und Orop im 10. Bezirk und
die DDSG.93 1951 ging auch in den
Böhler-Ybbstal-Werken und bei Sie-
mens-Schuckert im 2. Wiener Bezirk die
Mehrheit an die Einheitsliste.94 Kommu-
nistische Hochburgen außerhalb der
 sowjetischen Besatzungszone blieben die
Bergbaubetriebe in der Obersteiermark,

die Herstellung der
ArbeiterInneneinheit
häufig darauf be-
schränkt, einzelne
SozialistInnen und
Parteilose für die
KandidatInnenlisten
bei Betriebsratswah-
len zu gewinnen. Der
Grundgedanke der
GE-Schaffung war,
die durch die Ein-
heitslisten gewonne-
nen, eher losen Ver-
bindungen zu fort-
schrittlichen Kräften
in den Gewerkschaf-
ten zu stabilisieren
und langfristig inner-
gewerkschaftlich

wirksam werden zu lassen. Dies war
auch ein wichtiger Zweck einer groß an-
gelegten Betriebsdelegiertenkonferenz
am 7. Dezember 1952 im Linzer Mär-
zenkeller, bei der sich 1.037 Betriebs-
rätInnen und Betriebsdelegierte für die
Beseitigung des aus der NS-Zeit stam-
menden Lohnsteuersystems, der
„Kriegslohnsteuer“, aussprachen.97

Erstmals wurde die Aufgabenstellung,
die kommunistischen Fraktionen zu
„Fraktionen der gewerkschaftlichen Ein-
heit“ zu erweitern, „in welchen Kommu-
nisten, Sozialisten und Parteilose ge-
meinsam die Durchsetzung der Forde-
rungen der Arbeiter beraten“, in einer
Resolution des Politischen Büros des ZK
der KPÖ vom 28. November 1951 for-
muliert.98 Daraufhin wurden die kommu-
nistischen Fraktionen aufgelöst und in
den Betrieben, Zahlstellen und Ortsgrup-
pen, sowie in den einzelnen Fachgrup-
pen, Bezirks- und Landesleitungen der
Gewerkschaften durch die Fraktionen
der gewerkschaftlichen Einheit ersetzt.99

Im Vordergrund stand der Aufbau der
Gewerkschaftsfraktion von unten nach
oben, beginnend mit den Betrieben zu
den genannten gewerkschaftlichen
 Basisstrukturen. Aus den Fraktionen der
verschiedenen Fachgewerkschaften wur-
de zuletzt die zentrale Fraktion der
 Gewerkschaftlichen Einheit im ÖGB ge-
bildet. Der Zeitpunkt zur Bildung dieser
neuen Organisationsformen war auch in-
sofern günstig, als die Einheitslisten bei
den Betriebsratswahlen in diesen Wo-
chen große Erfolge erzielt hatten und die
KPÖ diesen Rückenwind zu nutzen ver-
suchte. Um eine weitestgehende Ein -
beziehung oppositioneller Gewerkschaf-
terInnen zu ermöglichen, wurden die
KommunistInnen angewiesen, in der

wo allerdings die meisten Mehrheiten
Ende der 1940er Jahre verloren gingen,
Graz (Puch-Werke, Weizer Waggon -
fabrik, Andritzer  Maschinenfabrik, Waa-
gner-Biró, Verkehrsbetriebe), Hallein
(Zellulose, Saline), die Salzburger
 Aluminium AG in Lend und einzelne Be-
triebe Kärntens (z.B. Kestag). Stark war
die kommunistische Verankerung in
mehreren Eisenbahnhöfen, was bei den
Personalvertretungswahlen im Jahr 1952
in 12.291 Stimmen (16,4%) für die Ein-
heitsliste zum Ausdruck kam.95 Mit
11,2% wurde im April 1954 bei den
Wiener Gemeindebediensteten ein ähn-
lich gutes Ergebnis erzielt, wobei 21,7%
bei den StraßenbahnerInnen besonders
hervorzuheben sind.96

Fraktion der 
Gewerkschaftlichen Einheit

Ende 1951/Anfang 1952 ging aus den
kommunistischen Fraktionen und den
Erfahrungen, die bei den Betriebsrats-
wahlen mit gewerkschaftlichen Einheits-
listen gesammelt werden konnten, die
Fraktionen der gewerkschaftlichen Ein-
heit hervor, die sich in weiterer Folge zu
einer festgefügten Fraktion der Gewerk-

schaftlichen Einheit – kurz GE – ent-
wickelten. Zu dieser Zeit ging auch die
SPÖ daran, auf allen Ebenen des ÖGB
eine „Sozialistische Fraktion im ÖGB“,
die spätere FSG, zu konstituieren und
von oben nach unten durchzuorganisie-
ren. Mit der GE war eine Institutionali-
sierung der Zusammenarbeit mit opposi-
tionellen SozialistInnen, Linkssoziali-
stInnen der Sozialistischen Arbeiterpar-

tei (SAP) um Erwin Scharf und partei -
losen fortschrittlichen Gewerkschafte-
rInnen bezweckt. Bis zu diesem Zeit-
punkt hatten sich die Bemühungen um

Demonstration gegen die Teuerung am 26. April 1951 in Wien.
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Fraktionsarbeit möglichst lose und breite
Formen und Methoden anzuwenden.100

Friedrich Hexmann, Sekretär der
 Gewerkschaftsabteilung, charakterisierte
die Fraktionen der GE vor diesem Hin-
tergrund als „eine Bewegung und keine
Organisation“.101 Langfristiges Ziel blieb
die Überwindung der fraktionellen Zer-
rissenheit des ÖGB, der wieder ein „Or-
gan der überparteilichen Aktionsgemein-
schaft werden“ sollte. Die Fraktionen der
gewerkschaftlichen Einheit wurden nicht
als Aktionseinheit selbst, sondern als
Mittel betrachtet, um diese zu errei-
chen.102 Die seit März 1947 unter der
 Redaktion Leopold Horniks herausgege-
bene kommunistische Gewerkschafts-
zeitschrift die arbeit erschien fortan
 monatlich als Organ der Fraktion der

Gewerkschaftlichen Einheit. Auch die
Betriebszeitungen der kommunistischen
Betriebsorganisationen wurden zu Orga-
nen der gewerkschaftlichen Einheit um-
gestaltet. Dort, wo die GE die Mehrheit
im Betriebsrat stellte, sollten diese als
Organe des Betriebsrates erscheinen.

Innergewerkschaftlich war der Ausbau
der kommunistischen Fraktionen zu
überparteilichen Plattformen insofern ein
riskanter Schritt, als die sozialistischen
Fraktionen die neu geschaffenen Fraktio-
nen der GE nicht anerkannten und auf
dem Standpunkt standen, dass die Sitze
in den ÖGB-Leitungen nur anhand der
Parteizugehörigkeit zu vergeben seien.
In einigen Teilgewerkschaften wurde
den kommunistischen Leitungsmitglie-
dern, die sich nun zur Fraktion der GE
bekannten, die Aberkennung ihrer Man-
date angedroht. Bei konsequenter Nicht-
anerkennung der GE drohte die völlige
Ausschaltung der Gewerkschaftsopposi-
tion. Demgegenüber legte die KPÖ die
faktische Kraft ihrer breiten gewerk-
schaftlichen Verankerung in die Waag-
schale: „Das Bestehen der Fraktion der
Gewerkschaftlichen Einheit ist eine Tat-
sache. Die Fraktion der Gewerkschaftli-
chen Einheit ist bei den Betriebsratswah-
len in hunderten Betrieben in Erschei-
nung getreten. Tausende Betriebsräte
wurden auf diesen Listen gewählt. Die
Zugehörigkeit zur Fraktion der Gewerk-
schaftlichen Einheit steht nicht nur nicht
im Widerspruch zu den Grundlagen des
ÖGB, sondern verteidigt diese“, wurde
in einer Erklärung verlautbart.103 Das
ÖGB-Präsidium blieb in weiterer Folge
zwar bei seinem Standpunkt, dass die
Fraktion der GE nicht anerkannt werden
könne, dennoch wurde den angeschlos-
senen Teilgewerkschaften und den Lan-
des- und Bezirksstellen empfohlen, ihr

bei Wahlen in die einzelnen Vertretungs-
körperschaften eine den Kräfteverhält-
nissen entsprechende Vertretung zu ge-
währen. Argumentativ wurde dieser
pragmatische Zugang dadurch ermög-
licht, dass die formal überparteiliche
Fraktion der GE vom ÖGB ganz einfach
als kommunistische Fraktion betrach-
tet104 und in weiterer Folge auch als
kommunistische Tarnliste stigmatisiert
wurde.105 Tatsächlich gelang es nur in
Ausnahmefällen, die Fraktionen der GE
auf überparteilicher Grundlage umzufor-
men. Als gelungenes Beispiel wurden
neun der 13 Metallarbeiterortsgruppen
des ÖGB in Wien angeführt, deren 60
Leitungsmitglieder der GE auch 24 Par-
teilose und Sozialisten umfassten.106 In
den weiteren vier Ortsgruppen bestanden
noch die früheren kommunistischen
Fraktionen. Insgesamt blieben „in vielen
Fällen […] die kommunistischen
 Gewerkschaftsfraktionen bestehen, und
Sozialisten und Parteilose fungierten nur
als Gäste, oft sogar nur als Zaungäste“,
wie Hexmann im Juni 1953 resümier-
te.107 In der Praxis übernahm die
 Gewerkschaftsabteilung des ZK der
KPÖ die faktische Funktion eines Büros
der zentralen Fraktion der GE.108

Bei der Betriebsratswahlrunde 1953/54
erreichten die Fraktionen der gewerk-
schaftlichen Einheit zwar respektable
 Ergebnisse, es gelang jedoch nicht wie in
den Vorjahren, ihren Einfluss weiter zu
stärken. Verluste gab es in einer Reihe
von Privatbetrieben und Betrieben der
verstaatlichten Industrie, was mit der
wirtschaftlichen Konjunktur, der Stabili-
sierung des Kapitalismus und dem Feh-
len größerer Massenbewegungen seit
dem Oktoberstreik zu tun hatte.109 In den
Steyr-Werken sank die Mandatszahl für
die GE 1953 von 8 auf 1 (312 Stimmen),
nachdem die Direktion nach dem Okto-
berstreik Anhänger von KPÖ und GE sy-
stematisch entfernt hatte. 1955 erreichte
die GE wieder 3 Mandate (918 Stim-
men).110 In Donawitz reduzierten sich
die kommunistischen Mandate 1954 von
9 auf 6 (1.494 Stimmen, 29%), konnten
jedoch 1956 wieder auf 9 gesteigert wer-
den (2.169 Stimmen, 39,1%), was ver-
deutlicht, dass es im gewerkschaftlichen
Bereich nach 1955 keine kontinuierliche
Abwärtsentwicklung gab, sondern dieser
allgemeine Trend stellenweise auch
durchbrochen und umgekehrt werden
konnte.111 Eine KPÖ-Statistik über die
Betriebsratswahlen 1953/54 gibt darüber
Auskunft, dass die GE in 657 Betrieben
mit 250.000 ArbeiterInnen und Ange-
stellten kandidierte, darunter alle wichti-

gen Großbetriebe Österreichs. (Insge-
samt waren 1953 vom ÖGB 3.944 Indus-
triebetriebe mit ca. 467.500 Beschäftig-
ten erfasst. 2.714 davon waren Betriebe
mit mehr als 20 Beschäftigten mit einer
Gesamtbeschäftigtenzahl von 449.000).
Die GE erreichte in diesen 657 Betrieben
in Summe 28% der Stimmen und 39,3%
der Mandate. 58.828 Stimmen entfielen
auf die GE bei Wahlen zu 657 Arbeite-
rInnenbetriebsräten (1.551 Mandate),
6.689 Stimmen bei 204 Angestelltenbe-
triebsräten (374 Mandate), was eine Ge-
samtstimmenzahl von 65.517 (1.925
Mandate) ergab (SPÖ: 151.004 Stim-
men, 2.676 Mandate in diesen Betrie-
ben). Von den zu diesem Zeitpunkt er-
fassten 1.060 BetriebsrätInnen der GE
gehörten 60,9% der KPÖ an, 9,8% der
SPÖ, 3,1% der SAP, 26% waren partei-
los. Diese Statistik ist auch deshalb sehr
aussagekräftig, weil sie die Ergebnisse
der GE in privaten, verstaatlichten und
sowjetisch verwalteten Betrieben auf-
schlüsselt: 428 der insgesamt 657 Betrie-
be waren Privatbetriebe, 44 verstaatlicht.
Bei den übrigen 185 handelte es sich um
USIA- und SMV-Betriebe. In den privat-
kapitalistischen Betrieben erreichte die
GE 19,2% der Stimmen, in den verstaat-
lichten Betrieben 14,3%, in den sowjeti-
schen Betrieben gingen 70,5% an die
Einheitsliste. In 267 Betrieben erreichte
die GE die Mehrheit im Arbeiterbetriebs-
rat und stellte damit den Betriebsrats -
obmann. 158 davon waren sowjetische
Betriebe, 109 verstaatlicht oder privat.
Bei den Angestelltenbetriebsräten gab es
109 Mehrheiten (90 USIA und SMV).112

Ungeachtet der respektablen Veranke-
rung der KPÖ in verstaatlichten und pri-
vatkapitalistischen Betrieben fällt bei
dieser Statistik die überragende Bedeu-
tung der USIA- und SMV-Betriebe für
die kommunistische Partei- und Gewerk-
schaftsarbeit ins Auge. So betrug der An-
teil der KommunistInnen an den Arbeite-
rInnen und Angestellten der USIA-Be-
triebe in den 1950er Jahren knappe 50%,
was bedeutete, dass ein Fünftel der Ge-
samtmitgliedschaft der Partei in einem
sowjetischen Betrieb arbeitete. Vor die-
sem Hintergrund konnte auch der Stim-
menanteil bei Betriebsratswahlen in den
sowjetischen Betrieben sukzessive ge-
steigert werden: Betrug er dort 1947 nur
knapp ein Drittel, wuchs er 1949 auf
40%113 und 1952 auf 69%.114 Dominie-
rend war der kommunistische Einfluss
von Beginn an im Zistersdorfer Erdöl -
gebiet, wo bereits bei den Betriebsrats-
wahlen 1947/48 68,7% der Mandate auf
Einheitslisten entfielen.115 Nach den Be-
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triebsratswahlen 1953/54 stellte die GE
schließlich in 74% aller USIA- und
SMV-Betriebsräte (Arbeiter und Ange-
stellte) den Betriebsratsvorsitzenden.116

Zu beachten ist dabei auch, dass die SPÖ
in zahlreichen sowjetischen Betrieben
gar nicht in der Lage war, eine Parteiliste
aufzustellen und hier nur die gewerk-
schaftliche Einheitsliste zur Wahl stand.

Bei den Arbeiterkammer-Wahlen im
Oktober 1954 konnte die Gewerkschaft-

liche Einheit ihren Stimmenanteil in der
ArbeiterInnenschaft auf knapp 10% stei-
gern (94.045 Stimmen),117 was das beste
Ergebnis in der Zweiten Republik dar-
stellt (siehe dazu den Beitrag von Hans
Hautmann in dieser Ausgabe der Mittei-

lungen). Nach 1955 gingen zwar die An-
zahl die Kandidaturen und auch die
Stimmen- und Mandatszahlen für die GE
bei Betriebsratswahlen im Allgemeinen
zurück. Die Erwartungen ihrer politi-
schen GegnerInnen, dass die GE nun ra-
pide an Einfluss verlieren werde, erfüll-
ten sich jedoch nicht. So kandidierte die
Fraktion bei den ersten Betriebsratswah-
len nach Abschluss des Staatsvertrages
in 390 Betrieben mit mehr als 200.000
Beschäftigten, wo sie 51.000 Stimmen
erreichte.118 Dabei handelte es sich um
ein Zwischenergebnis von Ende Novem-
ber 1955, eine andere Quelle nennt für
diese Wahlrunde schließlich 974 Manda-
te für die GE.119 Einzelnen Rückschlägen
standen auch Stimmengewinne in eini-
gen ehemaligen USIA- und SMV-Betrie-
ben gegenüber, z.B. bei Austro-Fiat,
 Lofag, der Glanzstofffabrik in St. Pölten
und in einigen Erdölbetrieben.

Ungeachtet des Rückgangs des Ein-
flusses der KPÖ auf allgemein-politi-
scher Ebene blieben in den 1960er Jah-
ren die kommunistischen Positionen in
den Betrieben weitgehend konstant. So
erreichte die GE bei den Betriebsrats-
wahlen 1964 40.414 Stimmen und 743
Mandate.120 Der kommunistische Ein-
fluss in der IndustriearbeiterInnenschaft
und im gewerkschaftlichen Bereich ging
damit weit über das Stimmengewicht der
KPÖ bei allgemeinen Wahlen hinaus.
Dieses gefestigte Vertrauen zur GE hatte
nicht zuletzt auch mit der persönlichen
Ausstrahlungskraft einzelner kommunis -
tischer BetriebsrätInnen zu tun. In zahl-
reichen größeren Betrieben konnten auch
in den 1960er und 1970er Jahren die
Mehrheiten behauptet werden. 1968
zählte die GE noch 487 BetriebsrätInnen
in 211 Betrieben,121 darunter 26 Mehr-
heitsbetriebe, u.a. einige Betriebe der
Mineralölverwaltung (Tanklager Lobau,
Bau-Montage, Orop-Lager Hafen, Zen-

tralwerkstatt), Fiat, Akku Liesing,  Goerz,
Brown-Boveri, Glanzstoff St. Pölten,
Raffinerie Schwechat (Nova), Brunner
Glasfabrik, EMF Enzesfeld, Grazer Ver-
kehrsbetriebe und Saline Hallein.122 Mit
Franz Heinisch, dem stellvertretenden
Vorsitzenden der Chemiearbeitergewerk-
schaft, stellte die GE auch den Zentral -
betriebsratsobmann der ÖMV.123 Aus der
Anzahl von 439 BetriebsrätInnen in 205
Betrieben nach den Betriebsratswahlen
1976/77 wird ersichtlich,124 dass trotz der
krisenhaften Entwicklung der Partei in
den Jahren 1968 bis 1971 die betrieb -
liche Verankerung weitgehend konstant
geblieben war. Bis 1990 folgte ein konti-
nuierlicher Rückgang der Stimmen- und
Mandatszahlen. In der Glanzstofffabrik
St. Pölten, bei Bau-Montage der ÖMV
und in der Brunner Glasfabrik hatte der
Gewerkschaftliche Linksblock, die Nach-
folgeorganisation der GE, noch in den
1980er Jahren die Mehrheit inne.125
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